
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jürgen Pohl, René Springer, Uwe Witt 
und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/22758 –

Erwerbsminderung und Grundrentenzuschlag

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Wer wegen einer schweren oder chronischen Krankheit, aber auch beispiels-
weise in Folge eines Unfalls gar nicht mehr oder nur noch stundenweise arbei-
ten kann, erhält von der Rentenversicherung unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine Rente wegen Erwerbsminderung (vgl. https://www.deutsche-rentenv
ersiche-rung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/national/erwerbsmi
nderungsrente_das_netz_fuer_alle_faelle.pdf?__blob=publicationFile&v=10). 
Zu den allgemeinen Voraussetzungen gehört u. a., dass die Regelaltersgrenze 
noch nicht erreicht wurde (ebd.). Außerdem gilt der Grundsatz „Reha vor 
Rente“ (ebd., S. 4). Das heißt: Zunächst wird geprüft, ob die individuelle 
Erwerbsfähigkeit durch medizinische oder berufliche Rehabilitation wieder 
hergestellt werden kann, (ebd., S. 4.).

Sozialverbände kritisieren, dass viele Erwerbsminderungsrentner nicht von 
der Grundrente profitieren, da die Zeiten der Erwerbsminderung bei der Be-
rechnung der Grundrente nicht bzw. kaum berücksichtigt werden (vgl. https://
www.vdk.de/deutschland/pages/themen/rentenpolitik/78738/grundrente). 
Aufgrund der strengen rechtlichen Voraussetzungen haben insbesondere Be-
zieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung kaum Anspruch auf den 
Bezug der Grundrente. Nach Auffassung der Fragesteller besteht aus Gründen 
der Rentengerechtigkeit sowie des Schutzes Hunderttausender Erwerbsminde-
rungsrentner vor Altersarmut bei der Grundrente politischer Korrekturbedarf.

1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Bezieher 
einer Erwerbsminderungsrente, die auf ergänzende Leistungen der Grund-
sicherung angewiesen sind, in den letzten fünfzehn Jahren entwickelt 
(bitte unterschieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung sowie separat für Bund und Länder jeweils für die Jah-
re 2005 bis 2019 ausweisen)?

Grundsicherung nach dem 4. Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) erhalten u. a. Personen ab dem 18. Lebensjahr, die ihren notwendi-
gen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus Einkommen und Vermö-
gen bestreiten können, wenn sie unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarkt-
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lage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Absatz 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB VI) sind und bei denen unwahrscheinlich ist, dass die 
volle Erwerbsminderung behoben werden kann. Eine teilweise Erwerbsminde-
rung ist demnach in der Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII nicht 
möglich. Die Tabellen enthalten daher nur Informationen zur Gesamtzahl der 
Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII 
und darunter mit anrechenbarer Erwerbsminderungsrente.

2. Wie viele Bezieher von Erwerbsminderungsrenten haben nach Einschät-
zung der Bundesregierung bis zum Jahr 2030 grundsätzlich Anspruch auf 
Grundrentenzuschlag, und in welcher Höhe (bitte die absoluten und relati-
ven Daten unterschieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teil-
weiser Erwerbsminderung sowie separat für Bund und Länder und unter 
Angabe der monatlichen Grundrentenzuschläge jeweils für die Jahre 2021 
bis 2030 ausweisen)?

Es kann davon ausgegangen werden, dass gut fünf Prozent der Begünstigten 
der Grundrente Bezieherinnen und Bezieher einer Erwerbsminderungsrente 
sein werden. Darüber hinaus ist nicht bekannt, wie viele der Altersrentnerinnen 
und Altersrentner, die eine Grundrente bekommen, zuvor eine Erwerbsminde-
rungsrente bezogen haben. Hinsichtlich einer Differenzierung nach Rentenarten 
wurden für die Fortschreibung in die Zukunft keine speziellen Annahmen ge-
troffen. Entsprechend liegen hierzu auch keine Berechnungen vor.

3. Wie viele Bezieher einer Erwerbsminderungsrente gingen nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den letzten fünfzehn Jahren neben dem Renten-
bezug einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung (z. B. Minijob) 
nach, und in welchem Umfang wurden hierbei Beiträge an die Rentenver-
sicherung abgeführt (bitte die absoluten und prozentualen Daten unter-
schieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teilweiser Erwerbs-
minderung sowie separat für Bund und Länder jeweils für die Jahre 2005 
bis 2019 ausweisen)?

Der zeitgleiche Bezug einer Rente wegen Erwerbsminderung und eines ver-
sicherungspflichtigen Einkommens ist aus den Statistikdatensätzen der Renten-
versicherung nur am Stichtag 31. Dezember mittels einer Sonderauswertung zu 
ermitteln. Die Ergebnisse zu den differenzierten Anzahlen können den Tabellen 
im Anhang entnommen werden. Die Ergebnisse für das Jahr 2019 liegen frü-
hestens Ende des Jahres vor.
Die Entgeltangaben liegen zwar für den Berichtszeitraum (1. Januar bis 31. De-
zember) vor. Jedoch fehlt die Information über einen gleichzeitigen Renten-
bezug, differenziert nach der gefragten Rentenart Rente wegen Erwerbsminde-
rung. Beitragshöhen können daher nicht abgeleitet werden (vgl. hierzu auch die 
Antwort zu Frage 4).
Methodische Hinweise: Erfasst wurden alle Bezieherinnen und Bezieher einer 
Rente wegen Erwerbsminderung, die am 31. Dezember des jeweiligen Jahres 
einer versicherungspflichtigen Tätigkeit nachgegangen sind. Das sind neben 
den pflichtversicherten Beschäftigten Beschäftigte aufgrund einer Berufsaus-
bildung, Altersteilzeitbeschäftigte, Beschäftigte mit reinem Entgelt, pflichtver-
sicherte geringfügig Beschäftigte (nicht im Privathaushalt) sowie pflichtver-
sicherte geringfügig Beschäftigte im Privathaushalt.
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4. In welchem Umfang wurde zusätzliches Einkommen im Rahmen der in 
Frage 3 benannten Beschäftigungsformen monatlich erwirtschaftet (bitte 
die absoluten und relativen Daten unterschieden nach Rente wegen voller 
und Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung sowie separat für Bund 
und Länder jeweils für die Jahre 2005 bis 2019 ausweisen)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Entsprechende Informationen 
liegen nicht vor.

5. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die generell bei Er-
werbsminderungsrenten erhobenen Rentenabschläge (die im Falle des Be-
zuges der Grundrente auch diese entsprechend mindern würden) in den 
letzten fünfzehn Jahren entwickelt (bitte die absoluten und relativen Daten 
unterschieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teilweiser Er-
werbsminderung sowie separat für Bund und Länder jeweils für die Jahre 
2005 bis 2019 ausweisen)?

Die durchschnittliche Abschlagshöhe in Prozent der Rente und die durch-
schnittliche Abschlagshöhe (brutto) in Euro bei abschlagsbehafteten Renten ist 
in der angefragten Abgrenzung den Tabellen im Anhang zu entnehmen.

6. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die bei Erwerbsmin-
derungsrenten anteilig erhobenen

a) Beiträge zur Krankenversicherung,

b) Zusatzbeiträge zur Krankenversicherung,

c) Beiträge zur Pflegeversicherung

in den letzten 15 Jahren entwickelt (bitte die absoluten und relativen Daten 
unterschieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teilweiser Er-
werbsminderung jeweils für die Jahre 2005 bis 2019 ausweisen)?

Die angefragten Durchschnittsbeträge sowie deren prozentuale jährliche Ver-
änderung sind in der angefragten Abgrenzung den Tabellen des Anhangs zu 
entnehmen. Es ist darauf hinzuweisen, dass nur Renten ausgewertet werden 
können, die krankenversicherungspflichtig sind. In diesen Fällen führt der zu-
ständige Rentenversicherungsträger die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversi-
cherung ab. Bei freiwillig und privat versicherten Rentnerinnen und Rentnern 
wird zwar unter gewissen Voraussetzung ein Zuschlag gezahlt. Die Beitragsab-
führung unterliegt hier allerdings den Rentnerinnen und Rentnern, sodass die 
genaue Höhe der tatsächlichen Beiträge der Rentenversicherung nicht bekannt 
und somit auch nicht statistisch auswertbar ist.

7. Wie viele Bezieher einer Rente wegen Erwerbsminderung würden nach 
Einschätzung der Bundesregierung den Grundrentenzuschlag erhalten, 
wenn die Zeiten des Bezuges der Erwerbsminderungsrente den Grund-
rentenzeiten gleichgestellt würden (bitte die absoluten und relativen Daten 
unterschieden nach Rente wegen voller und Rente wegen teilweiser Er-
werbsminderung sowie separat für Bund und Länder jeweils für die Jahre 
2021 bis 2030 darstellen)?

Der Bundesregierung liegen die erfragten Daten nicht vor. Mit der Grundrente 
wird Menschen, die über viele Jahre Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung ge-
leistet, aber wegen eines unterdurchschnittlichen Einkommens nur geringe 
Rentenansprüche haben, ein Zuschlag zur individuellen Rente gezahlt. Voraus-
setzungen sind u. a., dass mindestens 33 Jahre „Grundrentenzeiten“ vorliegen 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 3 – Drucksache 19/23203

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



(vor allem Pflichtbeitragszeiten aus Beschäftigung/selbständiger Tätigkeit, Kin-
dererziehung und Pflegetätigkeit) und der Durchschnittswert der Rentenanwart-
schaften der „Grundrentenbewertungszeiten“ des gesamten Versicherungs-
lebens grundsätzlich unter 80 Prozent des Durchschnittsverdienstes liegt 
(0,8 Entgeltpunkte). Der Grundrentenzuschlag wird abhängig von der jeweili-
gen Vorleistung individuell berechnet.
Auch für Bezieherinnen und Bezieher einer Rente wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit kann ein Anspruch auf Grundrente bestehen, wenn zum Zeit-
punkt der Erwerbsminderung die erforderliche Mindestzahl an Grundrenten-
zeiten aus dem Erwerbsleben erreicht war. Ist die Erwerbsminderung dagegen 
schon zu einem früheren Zeitpunkt und damit vor Erreichen der erforderlichen 
Zahl an Grundrentenzeiten eingetreten, könnte ein Grundrentenanspruch bei 
der späteren Altersrente entstehen, wenn während oder nach einem ggf. befris-
teten Bezug einer Erwerbsminderungsrente weitere Grundrentenzeiten zurück-
gelegt werden (z. B. versicherte Beschäftigung neben einer teilweisen Erwerbs-
minderungsrente oder Ausübung eines versicherungspflichtigen „Mini-Jobs“).
Für frühzeitig erwerbsgeminderte Rentnerinnen und Rentner erfolgt bereits ein 
sozialer Ausgleich. Dadurch kann sich gerade für diese Versicherten ein deut-
lich erhöhter Rentenbetrag ergeben. Bei der Berechnung von Erwerbsminde-
rungsrenten wird nach geltendem Recht zugunsten der Versicherten gerechnet, 
als ob sie nach Eintritt der Erwerbsminderung wie bisher weitergearbeitet hät-
ten. Die Lücke im Versicherungskonto wird durch die so genannte Zurech-
nungszeit aufgefüllt, ohne dass dafür Beiträge gezahlt werden müssen.
Als beitragsfreie Zeit zählt die Zurechnungszeit jedoch nicht zu den Grund-
rentenzeiten. Mit der Grundrente soll insbesondere die Lebensleistung von 
Menschen mit langjährig verpflichtender Beitragszahlung zur gesetzlichen 
Rentenversicherung aus unterdurchschnittlichem Einkommen anerkannt wer-
den. Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung kann die Grundrente nicht alle 
Schwierigkeiten im Erwerbsleben ausgleichen.

8. Beabsichtigt die Bundesregierung eine Verbesserung des Zugangs der 
Erwerbsminderungsrentner zum Grundrentenzuschlag zur Altersrente?

a) Wenn ja, wann, und durch welche konkreten Maßnahmen?

b) Wenn nein, warum nicht?

Ein verbesserter Zugang der Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner zum 
Grundrentenzuschlag zur Altersrente ist nicht geplant. Zur Begründung wird 
auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.
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